
 

 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

Wege entstehen dadurch, dass man sie geht. 
Franz Kafka; 1883 – 1924, österreichischer Erzähler und Romanschriftsteller 
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 Basiszinssatz 
 nach § 247 Abs. 1 BGB maßgeblich  
 für die Berechnung von Verzugszinsen 

seit 1.7.2024 =   3,37 % 
1.1. – 30.6.2024 =   3,62 % 

1.7. – 31.12.2023 =   3,12 % 
1.1. – 30.6.2023 =   1,62 % 

 
Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter: 

https://www.bundesbank.de/Basiszinssatz 
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1. Meldepflicht elektronischer Kassen- und anderer Grundaufzeichnungssysteme 
 ab 1.1.2025  

 
Das Bundesministerium der Finanzen hat in mehreren Schreiben nun die Aufnahme der 
Meldepflicht für elektronische Kassensysteme mit einer technischen Sicherheitseinrichtung 
(TSE) ab dem 1.1.2025 mitgeteilt. Die Meldung und Übermittlung erfolgt für jede Betriebsstätte 
getrennt innerhalb eines Monats nach Anschaffung, Leasingbeginn bzw. -ende oder 
Außerbetriebnahme mit amtlich vorgeschriebenem Datensatz über ELSTER mit folgenden 
Angaben: 
 

· Name und Steuernummer des Steuerpflichtigen 
· Art der zertifizierten Technischen Sicherheitseinrichtung (TSE) 
· Art, Anzahl und Seriennummer des bzw. der verwendeten elektronischen 

Aufzeichnungssysteme 
· Datum der Anschaffung bzw. der endgültigen Außerbetriebnahme oder Nutzung in einer 

anderen Betriebsstätte  
 

Für vor dem 1.7.2025 angeschaffte Kassen ist die Meldung bis zum 31.7.2025 vorzunehmen, für 
ab dem 1.7.2025 angeschaffte Kassensysteme sowie Außerbetriebnahmen gilt die Monatsfrist. 
Gleiches gilt für Taxameter und Wegstreckenzähler mit TSE. Hier ist auch das Kfz-Kennzeichen 
mitzuteilen. Ohne TSE dürfen diese noch bis zum 31.12.2025 genutzt werden. Betroffene 
Unternehmen sollten bereits jetzt die erforderlichen Daten zusammenstellen und sich einen 
Überblick über alle in den Betriebsstätten genutzten Systeme verschaffen. 
 
 
2. Änderungen bei Meldepflichten für Fremdwährungskonten spätestens ab 2025 
 
Anleger, die Kapitaleinkünfte erzielen, erhalten eine Bescheinigung über diese Einkünfte sowie 
ggf. bereits abgeführte Abgeltungssteuern von ihren Banken. Beides wird von den 
kontoführenden Banken auch der Finanzverwaltung gemeldet, bislang zumeist allerdings nur die 
in Euro geführten Konten.  
 
Sofern ein Anleger über sog. Fremdwährungskonten verfügt, aus denen Kapitaleinkünfte erzielt 
werden, war dieser bereits in der Vergangenheit verpflichtet, die Meldung an die 
Finanzverwaltung selbst vorzunehmen. 
 
Spätestens ab dem Jahr 2025 sind die Banken jedoch verpflichtet, diese Meldungen direkt an 
die Finanzverwaltung vorzunehmen. Ein Blick in die Steuerbescheinigung gibt Auskunft darüber, 
ob die eigene Bank diese Meldung bereits in der Vergangenheit vorgenommen hat.  
 
Anleger sollten anderenfalls überprüfen, ob sie der eigenen Meldepflicht an die Finanzverwaltung 
vor 2025 selbstständig nachgekommen sind. 
 
Wenn nämlich die Banken ab 2025, manche bereits im Jahr 2024 die Meldungen vornehmen 
und sich bei einem Steuerpflichtigen mit Fremdwährungskonten Kapitaleinkünfte hieraus 
ergeben, wird dies die Aufmerksamkeit der Finanzverwaltung erregen, falls zuvor keine 
derartigen Einkünfte durch den Steuerpflichtigen selbst erklärt wurden. 
 
Jedenfalls wird es zu Nachfragen kommen. Sollten dann entsprechende Einkünfte 
nachzuerklären sein, ist es bereits zu spät, jedenfalls für eine strafbefreiende Selbstanzeige. 
Durch die Meldung der Bank ist der Finanzverwaltung bereits bekannt, dass es Kapitaleinkünfte 
aus Fremdwährungskonten gibt und der Vorwurf der Steuerhinterziehung steht im Raum. 
 



 

Achtung: Inhaber von Fremdwährungskonten sollten unverzüglich bei der kontoführenden Bank 
anfragen, ob die Mitteilungen bereits 2024 an die Finanzverwaltung übermittelt werden. Sollte 
dies der Fall sein, ist es angezeigt, schnellstmöglich sämtliche Nachweise über die 
Kapitaleinkünfte aus Fremdwährungskonten zu beschaffen und sich vom Steuerberater zu 
Zeitraum, Fristen und möglicher Selbstanzeige beraten zu lassen, bevor es zu spät ist. 
 
3. Arbeitnehmerhaftung bei Unfall mit einem Firmenfahrzeug 
 
Kommen die Grundsätze zur privilegierten Arbeitnehmerhaftung zum Tragen, hat ein 
Arbeitnehmer vorsätzlich verursachte Schäden in vollem Umfang zu tragen, bei leichtester 
Fahrlässigkeit haftet er dagegen nicht. Mittlere Fahrlässigkeit liegt vor, wenn der Arbeitnehmer 
die im Verkehr erforderliche Sorgfalt außer Acht gelassen hat und der missbilligte Erfolg bei 
Anwendung der gebotenen Sorgfalt vorhersehbar und vermeidbar gewesen wäre. Grob 
fahrlässig handelt, wer die im Verkehr erforderliche Sorgfalt nach den gesamten Umständen in 
ungewöhnlich hohem Maß verletzt und unbeachtet lässt. 
 
Das Landesarbeitsgericht Niedersachsen (LAG) hatte über folgenden Fall zu entscheiden: Ein 
Arbeitnehmer fuhr beim Zurücksetzen mit seinem Firmenfahrzeug auf das BMW-Cabrio des 
Geschäftsführers auf. Der BMW war zu dem Zeitpunkt abgemeldet und es entstand ein Schaden 
in Höhe von ca. 2.315 €. 
 
Ein Arbeitnehmer, der beim Rückwärtsfahren mit dem Firmenfahrzeug auf dem öffentlich 
zugänglichen Firmenparkplatz ein dort parkendes Fahrzeug beschädigt, ist mittlere 
Fahrlässigkeit im oberen Bereich vorzuwerfen. Während des Rückwärtsfahrens ist es 
erforderlich, sich permanent durch die Benutzung der Innen- und Außenspiegel sowie durch 
einen Schulterblick darüber zu vergewissern, dass die avisierte Fahrstrecke frei von 
Hindernissen ist. Gegebenenfalls muss sich der Fahrer durch einen Beifahrer oder eine dritte 
Person einweisen lassen. Die LAG-Richter entschieden, dass der Arbeitnehmer für den vom ihm 
verursachten Schaden nur anteilig in Höhe von ca. 1.543 € haftet. Die Haftungsbeschränkung 
ergibt sich aus den vom Bundesarbeitsgericht und o.g. aufgestellten Grundsätzen der 
privilegierten Arbeitnehmerhaftung. 
 
4. Unfall zwischen abbiegendem Traktor und überholendem Pkw 
 
Das Pfälzische Oberlandesgericht (OLG) hatte bezüglich der Haftungsverteilung nach einem 
Verkehrsunfall über den nachfolgenden Sachverhalt zu entscheiden: Ein Traktorfahrer steuerte 
einen Traktor, der bauartbedingt 40 km/h schnell fährt. Ein entsprechender Aufkleber war links 
hinten angebracht. Er beabsichtigte, nach links in einen Feldweg einzubiegen und hatte zu 
diesem Zweck den Blinker links gesetzt. Auf der Strecke galt ein Überholverbot mit Ausnahme 
von Kraftfahrzeugen und Zügen, die nicht schneller als 25 km/h fahren können oder dürfen. Beim 
Linksabbiegen kollidierte der Traktor mit einem überholenden Pkw. 
 
Das OLG entschied, dass der Traktorfahrer für die Unfallfolgen mit 25 % und der Pkw-Fahrer zu 
75 % haftet. Zur Begründung führte es aus, dass der Traktorfahrer gegen die ihn treffende 
doppelte Rückschaupflicht – ein Linksabbieger muss sich vor dem Einordnen und nochmals 
unmittelbar vor dem Abbiegen vergewissern, dass das beabsichtigte Abbiegen gefahrlos möglich 
ist – verstoßen hatte. Der Pkw-Fahrer hatte demgegenüber das Überholverbot missachtet und 
zudem bei unklarer Verkehrslage – diese ergab sich aus dem nach links am Traktor gesetzten 
Blinker – überholt. Die mehrfachen und nicht unerheblichen Verstöße gegen Regeln des 
Straßenverkehrsrechts rechtfertigten die überwiegende Haftung des Pkw-Fahrers. 
 
 
 



 

  
  
 Verzugszinssatz ab 1.1.2002: 
 (§ 288 BGB) 

Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: 
Basiszinssatz + 5 Prozentpunkte 
Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern 
(abgeschlossen bis 28.7.2014): Basiszinssatz + 8 Prozentpunkte 
(abgeschlossen ab 29.7.2014): Basiszinssatz + 9 Prozentpunkte 
zzgl. 40 € Pauschale 

  
 

 Verbraucherpreisindex 
 (2020 = 100) 

2024:  Juli = 119,8; Juni = 119,4; Mai = 119,3; April = 119,2; 
März = 118,6; Februar = 118,1; Januar = 117,6 
2023:  Dezember = 117,4; November = 117,3; Oktober = 117,8;  
September = 117,8; August = 117,5 
 
Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter:  
https://www.destatis.de - Konjunkturindikatoren - Verbraucherpreisindex 

  
  

 

Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden. 
Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 
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